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Kaum Daten, keine Transparenz
Erkundungen im unkontrollierten Markt der Suizidassistenz

Noch mal von vorn

Das Verfahren gegen Johann 
Spittler, das Ende Januar 
vor dem Landgericht Essen 
begonnen hatte, musste nach 
wenigen Verhandlungstagen 
abgebrochen werden, weil ein 
Schöffe schwer erkrankt ist. 
Nach Aussage der Presse-
stelle des Landgerichts wird 
es voraussichtlich im Herbst 
2025 von vorne beginnen. Ein 
weiteres Verfahren gegen ei-
nen Suizidhelfer, den Berliner 
Internisten Christoph Turow-
ski, beginnt voraussichtlich 
ebenfalls noch in diesem Jahr 
am Landgericht Potsdam. 
Turowski, Hausarzt im Ruhe-
stand, war wie Spittler 2024 
bereits wegen Totschlags in 
mittelbarer Täterschaft zu drei 
Jahren Haft verurteilt worden. 
Dieses Urteil ist wie das gegen 
Spittler nicht rechtskräftig, da 
Turowskis Verteidigung eben-
falls Revision eingelegt hat. 
Auch Turowski ist erneut ange-
klagt, weil er einem psychisch 
kranken Menschen Suizidhilfe 
geleistet hatte, der seinen 
Entschluss, sich das Leben zu 
nehmen, nach Überzeugung 
der Staatsanwaltschaft nicht 
aus freiem Willen gefasst 
habe. Der Vorsitzende Richter 
am Landgericht Potsdam will 
den erneuten Prozess gegen 
Turowski erst dann terminie-
ren, wenn die Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs (BGH) 
über die Revision vorliegt. 
Beide Revisionsverfahren sind 
beim BGH eingegangen und 
haben ein Aktenzeichen. Eine 
Entscheidung wurde jeweils 
noch nicht getroffen. In dem 
Revisionsverfahren ist eine 
erneute Beweisaufnahme aus-
geschlossen. Der BGH prüft 
lediglich, ob Verfahrensfeh-
ler vorliegen. Stellt er diese 
fest, kann er ein Verfahren an 
das zuständige Landgericht 
zurückverweisen.

Martina Keller,  
(Hamburg), Journalistin

Fortsetzung nächste Seite →

Seit dem Grundsatzurteil des Bundesver-
fassungsgerichts vor fünf Jahren steigt die 
Zahl der Suizidassistenzen stetig an. Neben 
Ärzten haben Pfleger, Juristen und Bestat-
ter das neue Tätigkeitsfeld entdeckt. Selten 
gewähren Gerichtsprozesse Einblicke in 
die Praxis.

Christian H. klingt verzweifelt: Die Schmer-
zen und das Leben seien unerträglich, 

schreibt er im Mai 2021. Er sei an einem Punkt, 
an dem er nicht mehr könne. 40 Jahre ist er 
da alt, seit Kindertagen schwer sehbehindert. 
Zudem machen ihm die Folgen einer Bauch-
Operation zu schaffen. H. beantragt Suizidhilfe 
beim Verein Dignitas Deutschland, der den 
Fall an den bundesweit bekannten Sterbehelfer 
Johann Spittler vermittelt. Zwei Jahre später, der 
Arzt hat H. zweimal untersucht, ist es so weit:  
H. stirbt, indem er selbst eine Infusion mit  
einem tödlichen Mittel in Gang setzt. Spittler 
hat den Zugang gelegt.

Ende Januar 2025 steht der 82 Jahre alte 
Neurologe in Essen vor Gericht. Denn Christian 
H. war nicht nur körperlich schwer beeinträch-
tigt, er litt auch seit langem unter teils schweren 
Depressionen. Zwar darf psychisch kranken 
Menschen Suizidhilfe nicht generell verwehrt 
werden, doch sie ist nur dann straffrei möglich, 
wenn der Betroffene den Sterbeentschluss trotz 
seiner Erkrankung aus freiem Willen fasst. Bei 
H. war dies nach Überzeugung der Staatsan-
waltschaft nicht der Fall. Sie hat Spittler wegen 
Totschlags »in mittelbarer Täterschaft« ange-
klagt – er habe getötet, ohne Mörder zu sein. 
Spittler selbst ist überzeugt, alle rechtlichen 
Vorgaben beachtet zu haben.

Für Spittler ist es nach 2020 das zweite Mal, 
dass er sich vor Gericht verantworten muss. Auch 
im ersten Fall hatte er einem psychisch Kranken 
beim Suizid geholfen hatte. Vor einem Jahr ver-
urteilte ihn das Essener Landgericht zu drei Jah-
ren Haft (→ BIOSKOP Nr. 105), die Verteidigung 
hat Revision beim Bundesgerichtshof eingelegt.

Prozesse wie die gegen Spittler gewähren sel-
tene Einblicke in eine Praxis, die sonst vor der 
Öffentlichkeit verborgen bleibt. Die Sterbehilfe 
ist eine Art Black Box, es fehlt an Daten und 
Transparenz. Dass die Menge der begleiteten 
Suizide seit 2020 jedes Jahr gestiegen ist, lässt 
sich nur Selbstauskünften der Sterbehilfeorgani-
sationen entnehmen. Die unterstützten im Jahr 
2020 rund 100 Menschen bei der Selbsttötung, 
2024 waren es bereits mehr als 1.000. Hinzu 
kommt eine unbekannte Zahl von Begleitungen 
durch Einzelpersonen. 2022 stieg die Zahl aller 

Suizide zum ersten Mal seit langem auf mehr als 
10.000 im Jahr. Das könnte mit den assistierten 
Suiziden zusammenhängen. Sicher ist das aber 
nicht.

»Es hat sich ein Markt für Suizidassistenz 
entwickelt, und zwar ein unregulierter, freier 
Markt«, sagt Oliver Tolmein, Fachanwalt für 
Medizinrecht aus Hamburg und Honorar-
professor an der Universität Göttingen. Die 
Sterbehilfeorganisationen haben ihre Aktivitä-
ten intensiviert, und auch Einzelpersonen wie 
Ärzte, Pfleger oder Juristen, aber auch Bestatter, 
betätigen sich als Suizidhelfer. Die Gesellschaft 
müsse sich überlegen, wie sie damit umgehen 
wolle, sagt Tolmein: »Die Strukturen werden 
nicht wieder verschwinden, daher müssen wir 
sie kontrollieren.«

Der neue Markt der Suizidassistenz ist 
die Folge eines Urteils vor fünf Jahren: Jeder 
Mensch habe ein verfassungsmäßig geschütztes 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben, entschied 
das Bundesverfassungsgericht im Februar 2020 
(→ BIOSKOP Nr. 89). Dieses Recht umfasse die 
Freiheit, sich selbst zu töten und dabei die Hilfe 
Dritter in Anspruch zu nehmen. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob man jung oder alt ist, gesund 
oder krank oder ob man einfach nur das Leben 
satthat, sofern man sich nur aus freiem Willen 
für den Suizid entscheidet. Zudem erklärten 
die Richter das Verbot der »geschäftsmäßigen 
Förderung der Selbsttötung« für nichtig, das seit 
Dezember 2015 galt. Seit dem Urteil unterstüt-
zen Sterbehilfeorganisationen Menschen wieder 
beim Suizid. Gegen Bezahlung.

Besorgniserregend

Manches von dem Wenigen, was über die 
Praxis bekannt ist, klingt besorgniserregend. 
Nach Studien einer Forschergruppe zu assistier-
ten Suiziden in München (→ BIOSKOP Nr. 104) 
waren bei einem Viertel der 77 Fälle zwischen 
2020 und 2023 Depressionen, kognitive Ein-
schränkungen oder eine Demenz dokumentiert. 
Allerdings wurden die Gutachten, die untersu-
chen sollten, ob der Suizidentschluss aus freiem 
Willen erfolgte, in der Hälfte dieser Fälle nicht 
durch dafür qualifizierte Fachärzte wie Psychia
ter oder Neurologen erstellt. Beunruhigend 
ist aus Sicht der Münchener Forscher zudem, 
dass Vorgespräch, Gutachtenerstellung, Durch-
führung der Assistenz und teilweise auch die 
Durchführung der Leichenschau oftmals in der 
Hand ein und desselben Arztes lag. Das in der 
Medizin wichtige und übliche Vieraugenprinzip 
werde nicht beachtet.
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Von einem Geschäft  
mag niemand reden. Das 
haben die alten Vereine 
mit dem Newcomer der 

Szene gemeinsam.

Widersprüchlich

Im Interview für das ARD-
Radiofeature »Black Box 
Sterbehilfe« hatte DGHS-

Präsident Robert Roßbruch 
zu dem Vorwurf Stellung ge-
nommen, die gemeinnützige 

DGHS habe Suizidassistenzen 
an ihre Präsidiumsmitglieder 

vermittelt, die damit Geld 
verdient hätten. Auch er 

selbst solle eine Vielzahl von 
Suizidbegleitungen für die 
DGHS durchgeführt haben. 

Roßbruch wies dies entschie-
den zurück. Wörtlich sagte 
er: »Seit 2020 habe ich als 

Anwalt auch einige Freitodbe-
gleitungen gemacht, weil ich 
als Anwalt von meinen Man-

danten angesprochen worden 
bin. Die haben aber nichts 

mit der DGHS zu tun gehabt.« 
Und weiter: »Ich habe in den 

letzten zwei, drei, vier Jahren 
als Anwalt Freitodbegleitun-
gen seitens meiner Mandan-
ten, die mich angesprochen 

haben, mit vermittelt und 
unterstützt. Die haben aber 
mit der DGHS selbst nichts  

zu tun gehabt.«
In der schriftlichen Urteilsbe-

gründung des Landgerichts 
Berlin zum Fall des Sterbe-
helfers Christoph Turowski 
(→ Randbemerkung Seite 3) 
liest sich das anders. Roß-

bruch hatte in dem Verfahren 
als Zeuge ausgesagt. Unter 

anderem schilderte er der 
Kammer das Prozedere, nach 

dem die DGHS Suizidbeglei-
tungen durchführe. Ferner 

sagte er aus, Turowski habe 
seit Anfang 2021 bei der 

DGHS Suizidbegleitungen 
durchgeführt und bis Ende 

2023 von der DGHS etwa 
85 Fälle vermittelt bekom-

men. Weiter heißt es in der 
Urteilsbegründung: »In zehn 

dieser Fälle habe er – Prof. 
Roß. – selbst mit dem Ange-

klagten … als Freitodbegleiter 
zusammengearbeitet.«

→

Fortsetzung von Seite 3  → Der größte Akteur der deutschen Suizidhilfe-
Szene hat ein spezielles Problem: Die Deutsche 
Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS) 
versteht sich als Bürgerrechts- und Patienten-
schutzorganisation. Laut Satzung verfolgt sie 
ausschließlich gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke, berät etwa zu Patientenverfügungen. 
Als gemeinnütziger Verein hat sie Steuerver-
günstigungen und kann Spendenquittungen 
ausstellen – anders als etwa Dignitas Deutsch-
land und der Verein Sterbehilfe. Würde die 
DGHS beim Finanzamt beantragen, Suizidbe-
gleitung in ihr Leistungsangebot aufzunehmen, 
gäbe es wohl ein Problem. Die Finanzbehörde 
glaubt DGHS-Präsident Robert Roßbruch, 
würde es vermutlich ablehnen und sagen »Wir 
zahlen euch doch als Staat nicht die Durchfüh-
rung von Freitodbegleitungen, und das kann ich 
sehr gut nachvollziehen«.

Deshalb legt der Verein großen Wert auf die 
Feststellung, Suizidhilfe nur zu vermitteln, aber 
nicht selbst zu leisten. 2024 waren es 623 Fälle. 
Vereinsmitglieder können bei der DGHS einen 
Antrag auf Suizidhilfe stellen, 
der in der Geschäftsstelle 
geprüft wird. Anschließend 
vermittelt der Zentrale Koor-
dinator, der bis Oktober 2024 
Robert Roßbruch selbst war, 
die Fälle samt Unterlagen an 
regionale Teams, aus je ei-
nem Juristen und einem Arzt. 
Hier endet die Vermittlungstätigkeit der DGHS, 
sagt Roßbruch. Der Sterbewillige überweist 
pauschal 4.000 Euro für die Suizidassistenz 
nicht an den Verein, sondern auf ein Treuhand-
konto, das ein Jurist verwaltet. Von diesem Geld 
werden die Dienstleistungen und Spesen der 
Suizidhelfer in den regionalen Teams bezahlt.

So weit die Theorie. Allerdings gibt es Hin-
weise, dass die DGHS es mit der Trennung von 
Aufgaben und Strukturen wohl nicht so genau 
nimmt. »Wir sind laut Satzung keine Freitodge-
sellschaft, aber de facto sind wir das«, sagt Wer-
ner Lehr. Er ist seit mehr als 30 Jahren DGHS-
Mitglied. Früher war er Teil der Teams, denen die 
DGHS Sterbewillige vermittelte. Heute arbeitet er 
nur noch auf persönliche Anfrage. Bis 2022 war 
der Diplom-Kaufmann zudem Schatzmeister der 
DGHS und Präsidiumsmitglied. Seit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts erlebe die DGHS 
einen Boom, sagt Lehr. Die Zahl der Mitglieder 
stieg von 23.000 auf 39.000 im November 2024. 
Präsidiumsmitglieder reisen für Vorträge über 
Suizidassistenz durchs Land.

Und nicht nur das, sagt Lehr im Oktober 
2024: »Drei von vier Präsidiumsmitgliedern 
sind als Freitodbegleiter tätig.« Diese Verqui-
ckung passe nicht zum Selbstverständnis. Hat 
die gemeinnützige DGHS Suizidassistenzen an 
ihre Präsidiumsmitglieder vermittelt, die damit 

Geld verdient haben? Auch Präsident Roßbruch 
soll viele Suizidbegleitungen für die DGHS 
durchgeführt haben. Er widerspricht: Seit 2020 
habe er als Anwalt zwar auch einige Freitode 
begleitet. »Die haben aber nichts mit der DGHS 
zu tun gehabt.«

Allerdings geht aus internen DGHS-Unter-
lagen hervor, dass mehrere Präsidiumsmitglie-
der in einem einzigen Jahr Dutzende Suizide 
begleitet und eine niedrige, sechsstellige Summe 
bekommen haben. »Dazu kann ich nichts 
sagen«, sagt Roßbruch. Dass Präsidiumsmitglie-
der mehrere Jahre Suizidhilfe geleistet haben, 
bestätigt dagegen Dieter Birnbacher, Vizeprä-
sident der DGHS. »Ich muss gestehen, dass das 
auch für mich immer ein Ärgernis war. Aber wir 
hatten eben auch sehr deutliche Engpässe in der 
Rekrutierung von Teams.«

Die Delegiertenversammlung der DGHS 
fasste im November 2024 den Beschluss, dass 
»Mitglieder des DGHS-Präsidiums … nur in 
Ausnahmefällen (z. B. Notfälle, Ausbildungsfälle) 
an Freitodbegleitungen mitwirken« dürfen.

Glaubt man den etablier
ten Sterbehilfeorganisatio
nen in Deutschland, geht  
es ihnen vor allem um die  
Selbstbestimmung am 
Lebensende. Von einem 
Geschäft mag niemand 
reden. Das haben die alten 
Vereine mit dem Newcomer 

der Szene gemeinsam, der Linus Sterbehilfe 
GmbH mit Geschäftsstelle in Stuttgart. »Es ist 
schon ein gewaltiger Unterschied, ob ich etwas 
beruflich mache, weil ich das gelernt habe, oder 
ob ich etwas aus tiefster Überzeugung heraus 
tue«, sagt deren Gründer und Geschäftsführer 
Dustin Schubert. Er ist auch Geschäftsführer 
eines Bestattungsunternehmens. Linus habe 
er wegen seines Vaters gegründet, sagt er. Der 
schwer krebskranke Mann habe sich 2022 mit 
Unterstützung einer Sterbehilfeorganisation das 
Leben genommen und seinem Sohn auf dem 
Sterbebett das Versprechen abgenommen, dass 
er die Suizidhilfe in Deutschland voranbringen 
werde. Linus sei für ihn kein herkömmliches 
Projekt, sondern eine Grundüberzeugung.

Die Gründungsgeschichte passt zum Ge-
schäftsmodell. Linus richtet sich in erster Linie 
an Menschen in ihrer letzten Lebensphase, 
die einen hohen Leidensdruck spüren. Ihnen 
verspricht die Firma schnelle Bearbeitung ihrer 
Sterbeanliegen – ohne »Mitgliedsgebühren oder 
sonstige versteckte Abo-Modelle«, heißt es auf 
der Webseite. Die Suizidassistenz kostet laut 
Schubert pauschal 8.950 Euro.

Sobald eine Anfrage um Suizidassistenz 
eingehe, beraten mit Linus kooperierende Me-
diziner darüber. Ende 2024 seien es bundesweit 
13 gewesen. Weitere Ärzte würden rekrutiert, 
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Suizidprävention gesetzlich verankern
10.300 Menschen haben sich im Jahr 2023 
in Deutschland das Leben genommen, laut 
Zahlen des Statistischen Bundesamtes waren 
das »6,6 Prozent mehr als im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre«. Fachleute des Natio-
nalen Suizidpräventionsprogramms (NaSPro) 
fordern, den Zugang zu möglichen Tötungs-
mitteln per Gesetz zu beschränken. 

Ein »deutlich erhöhtes Suizidrisiko« haben 
nach Darstellung der AG Methodenrestrik

tion des NaSPro »insbesondere Menschen, die 
an einer psychischen Erkrankung leiden, sowie 
alte oder inhaftierte Menschen«. Bei Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen gebe es ein 
erhöhtes Risiko, eine Selbsttötung zu versuchen. 
Der Zugang zu tödlich wirkenden Mitteln in 
Krisensituationen entscheide oft über Leben  
und Tod.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt die 
Expert*innengruppe um die Psycholog*innen 
Tobias Teismann (Bochum) und Katharina Kö-
nig (Dresden), die Suizidprävention im öffent-

lichen Raum zu verbessern. »Häufig genutzte 
Suizidorte sollten baulich gesichert werden«, 
heißt es in ihren Anfang März veröffentlichten 
Empfehlungen für die Politik; notwendig seien 
Sicherheitsvorkehrungen an bekannten Suizid
orten wie Brücken oder Bahngleisen, außerdem 
verpflichtende Maßnahmen zur Suizidpräven
tion in Kliniken und Gefängnissen, etwa um 
dort Strangulationsmöglichkeiten und Sturzge-
fahren gezielt zu vermeiden.

Gesetzlich verankert werden müsse auch eine 
»systematische Datenerfassung« über Selbst-
tötungen und Suizidversuche im öffentlichem 
Raum und in Institutionen wie psychiatrische 
und somatische Kliniken, Justizvollzugsanstal-
ten, Polizeigewahrsam, Abschiebehaft sowie 
in Militär- und Sicherheitsbehörden. Zudem 
verweisen die NaSPro-Fachleute auf Ergebnisse 
von Studien, laut denen »strengere Waffengesetze 
sowie eine kontrollierte Abgabe von Medika-
menten und Pestiziden das Suizidrisiko deutlich 
reduzieren können«.

 � Klaus-Peter Görlitzer  

Hörtipp

»Black Box Sterbehilfe – Doku  
über den assistierten Suizid« 
heißt ein aktuelles, einstün-
diges ARD-Radiofeature, in 
dem Martina Keller weitere 
Aspekte des Themas be-
leuchtet. Spannend! Online zu 
hören: https://1.ard.de/ard-
radiofeature

→

Vorerst zu spät

Später ging es kaum: Am 
19. Februar, vier Tage vor der 
Bundestagswahl, präsentier-
te Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach (SPD) 
endlich den Entwurf eines 
»Gesetzes zur Stärkung der 
nationalen Suizidprävention«. 
Diese Aktion war letztlich 
aber nicht mehr als politische 
Symbolik, denn zu diesem 
Zeitpunkt war ja schon klar, 
dass der lange erwartete Ge-
setzentwurf praktisch nicht 
mehr vom Bundestag beraten 
und beschlossen werden 
konnte. Womöglich wird es in 
der neuen Legislaturperiode 
einen zweiten Anlauf geben, 
dann aber unter einer von 
Friedrich Merz angeführten  
Bundesregierung. Im Wahl-
programm von CDU/CSU 
stehen jedenfalls auch diese 
Sätze: »Die aktive Sterbehilfe  
lehnen wir ab. Für einen 
wirksamen Lebensschutz 
beschließen wir ein umfas-
sendes Suizidpräventions-
gesetz.« Die SPD, voraus-
sichtlicher Koalitionspartner 
der Unionsparteien, hatte zu 
diesem Themenbereich im 
Wahlkampf keine Ankündi-
gungen gemacht.

an Bewerbungen von Ärzten mangele es nicht – 
Linus zahlt ihnen laut Schubert 3.000 Euro pro 
Begleitung. Wenn seitens der Ärztekonferenz 
nichts gegen die gewünschte Suizidassistenz 
spreche, teile man dieses Ergebnis binnen ein 
bis zwei Tagen mit.

Schwerstkranke sind für Sterbehilfeorga-
nisationen vermeintlich unkompliziert, ihr 
Sterbewunsch erscheint Außenstehenden meist 
plausibel. Ein psychiatrisches Gutachten zur 
»Freiverantwortlichkeit« wird in der Regel 
nicht erstellt. Ärger mit Polizei oder Staatsan-
waltschaft ist kaum zu befürchten. Das Unter-
nehmen Linus ist mit seinem speziellen Fokus 
erfolgreich. 2024 hat es nach eigenen Angaben 
241 Suizidbegleitungen durchgeführt, künftig 
sollen es bis zu 300 pro Jahr werden. Bei einer 
Pauschale von 8.950 Euro wären das bis zu 2,7 
Millionen Euro Umsatz.

In einem Facebook-Forum von Menschen 
mit Suizidgedanken wird Linus im November 
2024 als Geheimtipp gehandelt. »Linus Sterbe
hilfe hat mich gerade zurückgerufen. Klasse 
Gespräch. Wenn man bissl GELD hat, DIE 
Alternative zu den gängigen Vereinen«, schreibt 
eine Frau: »Der Gründer persönlich hat mich 
zurückgerufen. Er hat das wie ein Start-up 
verkauft. (…) Eher so lapidar. Als würde es gar 
nicht um den TOD gehen. (…) Das klang alles 
so ›easy peasy‹.« Die Frau scheint begeistert: 
»Kein Rumgemache. Einfach klare Fakten. Du 
willst gehen. Wir wollen dir das ganze Gezerre 
mit den gängigen Vereinen ersparen. Schick 

deine Unterlagen. Wir prüfen innerhalb von 
zwei Tagen.«

Bietet Linus Suizidassistenz im Schnellver-
fahren? Geschäftsführer Schubert widerspricht: 
Linus sei kein »Express-Anbieter« für Sterbe-
hilfe. Wer nicht körperlich krank sei, müsse mit 
genauso langen Wartezeiten rechnen wie bei 
anderen Organisationen.

Suizidassistenz – ein Akt der Hilfe aus 
Überzeugung? Ein Geschäftsmodell? Oder bei-
des? Eins steht fest: Es braucht dringend mehr 
Transparenz. »Im Bereich der Suizidassistenz 
zeichnet sich eine bedrohliche, Leben gefähr-
dende Entwicklung ab, ohne dass das gesell-
schaftlich registriert, überwacht oder kontrol-
liert wird«, sagt Oliver Tolmein, der Fachanwalt 
für Medizinrecht aus Hamburg. Er fordert eine 
verlässliche Statistik, womöglich ein Register 
für Suizidhelfer oder zumindest eine öffentliche 
Berichterstattungspflicht. Zudem müssten ris-
kante Formen der Suizidhilfe und kommerzielle 
Entwicklungen unterbunden werden, ohne die 
Begleitung freiverantwortlicher Suizide unmög-
lich zu machen.

Die Politik allein ist bislang an dieser Auf-
gabe gescheitert. Zwei erste Gesetzentwürfe zur 
Regulierung der Suizidassistenz fanden 2023  
im Bundestag keine Mehrheit (→ BIOSKOP  
Nr. 103). Vielleicht, so Tolmein, könnte eine Ad-
hoc-Kommission aus Juristen, Palliativmedizi-
nern und Suizidforschern den Parlamentariern 
bei der schwierigen und dringlichen Aufgabe 
helfen.�


